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Rundschreiben R 33 4/2015; 

Auslegung und Vollzug des § 53a Abs. 3 ThürKO und des § 4 Abs. 4 

ThürKDG 

 

Zur Auslegung und dem Vollzug im Zusammenhang mit der Fortschreibung 

von Haushaltssicherungskonzepten gem. § 53a Abs. 3 ThürKO bzw. des § 4 

Abs. 4 ThürKDG werden folgende Hinweise gegeben: 

 

 

1. Gemäß § 53a Abs. 3 ThürKO bzw. § 4 Abs. 4 ThürKDG ist ein geneh-

migtes Haushaltssicherungskonzept durch die Gemeinde umzusetzen 

und im Konsolidierungszeitraum mindestens jährlich fortzuschreiben. 

Soweit die Fortschreibung eine Veränderung der Konsolidierungsmaß-

nahmen oder eine Verlängerung des Konsolidierungszeitraums erfor-

dert, ist sie vom Gemeinderat zu beschließen und bedarf der Genehmi-

gung der Rechtsaufsichtsbehörde. 

 

Nach Buchst. B. Ziff. 1 Abs. 5 VV-Haushaltssicherung hat die Rechts-

aufsichtsbehörde im Hinblick auf den Vollzug des HSK sowie dessen 

Fortschreibung darauf zu achten, dass die von der Gemeinde formulier-

ten Konsolidierungsziele eingehalten bzw. keine Maßnahmen ergriffen 

werden, die der Zielerreichung entgegenstehen.  

 

 

2. Das Tatbestandsmerkmal „Veränderung der Konsolidierungsmaßnah-

men“ – das eine entsprechende Beschluss- und Genehmigungspflicht 

auslöst – ist daher nach Wortlaut sowie Sinn und Zweck umfänglich zu 
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verstehen. Hierunter fallen zunächst neue oder gestrichene Konsolidie-

rungsmaßnahmen der aktuellen Fortschreibung im Vergleich zum Aus-

gangskonzept bzw. der vorgehenden Fortschreibung. 

Weiterhin werden alle Änderungen hierunter erfasst, in denen die aktuel-

le Fortschreibung jeweils einzelne Konsolidierungsmaßnahmen im Ver-

gleich  zum Ausgangskonzept oder der vorangegangenen Fortschrei-

bung quantitativ und/oder qualitativ modifiziert. 

 

Einen wesentlichen Anhaltspunkt hierfür gibt daher Formular XIX. (ka-

meral) bzw. Formular XVII. (doppisch) des Rundschreibens des Thürin-

ger lnnenministeriums vom 10.11.2014 (Az.: 33.22-1018-1/2014).  

 

Ergänzend wird auf Buchst. C. Ziff. 4 VV-Haushaltssicherung hingewie-

sen. 

 

Die Beschluss- und Genehmigungspflicht ist wegen der Bedeutung des 

Konsolidierungsprozesses zur Wiederherstellung einer geordneten 

Haushaltswirtschaft – und für die Fälle, in denen entsprechende Be-

darfszuweisungen des Freistaates gewährt werden, zur Kontrolle einer 

zweckentsprechenden Mittelverwendung  – wesentlicher Verfahrensbe-

standteil. 

 

 

3. Gemäß § 114 ThürKO gelten vorstehende Ausführungen entsprechend 

für die Landkreise. 

 

 

4. Die Rechtsaufsichtsbehörden werden gebeten, das Rundschreiben an 

die Kommunen des jeweiligen Zuständigkeitsbereiches weiterzuleiten. 

 

 

 

Im Auftrag 

 

 

 

Andreas Zimmermann 


